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Globalisierung und 
Wettbewerbsfreiheit versus 
Solidarität und Solidität 

Joachim Starbatty

Für Ökonomen bedeutet Globalisierung 
Öffnung und Erweiterung der Märkte 
und damit bessere Ausschöpfung der 
Ressourcen über die weltweite Arbeits-
teilung. Ricardo hat die Ökonomen ge-
lehrt, auf die wohlfahrtsschaffende Kraft 
eines weltweiten Handels zu vertrauen.1) 
Auf diese Annahme stützt sich auch poli-
tisches Handeln. In multilateralen Zoll-
senkungsrunden kam die Welt dem Ziel 
eines freien Welthandels ein beträchtli-
ches Stück näher. Doch wurde der Multi-
lateralismus allmählich durch regionale 
Zusammenschlüsse abgelöst. So ist der 
Binnenmarkt der Europäischen Union 
(EU) ein erfolgreiches Beispiel eines regi-
onalen Ansatzes. Die EU hat regionale 
Abkommen unter anderem mit Kanada 
und Japan geschlossen; eine Einigung mit 
Lateinamerika steht bevor. Die langwieri-
gen und teilweise komplizierten Ver-
handlungen zeigen uns aber, dass die 
Verhandler genaustens darauf achten, 
Nachteile für die eigene Wirtschaft zu 
vermeiden.

Wachsender Konkurrenzdruck  
bei internationaler Arbeitsteilung 

Ricardos Modell der Wohlstandsmehrung 
ist im Kern eine Aussage über den Han-
delsgewinn der jeweiligen Tauschpartner. 
Es ist unwiderlegbar, dass der weltweite 
Wohlstand bei Spezialisierung steigt. 
Eine andere Frage ist, wie sich der Wohl-
stand auf die beteiligten Länder verteilt. 
Ricardo unterstellt in seinem Modell, dass 
es keine Anpassungskosten für die Unter-
nehmen bei Öffnung der Märkte gäbe 
und dass die freigesetzten Arbeitskräfte 
sofort eine neue Stelle in wachsenden 

Wenn es bei Globalisierung nur Gewin-
ner gäbe, müsste man sich um die Solida-
rität und Solidität einer Volkswirtschaft 
und um unsere soziale Marktwirtschaft 
keine Sorgen machen. Das, was Ricardo 
uns lehrt, ist nicht falsch, aber sein Mo-
dell blendet aus, was mit offenen Märk-
ten und zunehmender internationaler 
Arbeitsteilung untrennbar verbunden ist 
– wachsender Konkurrenzdruck.

Bei Aushängen der Stadttore oder Nie-
derreißen von Grenzzäunen erhalten die 
Bürger die Möglichkeit zur Abwande-
rung und zum Widerspruch; die Politik 
muss sich dann auf die Interessen der 
Bürger einstellen.2) Die Intensität des 
Wettbewerbs auf den jeweiligen Markt-
segmenten – Güter-, Arbeits- und Kapi-
talmärkte – nimmt zu. Der Zuzug billige-
rer Arbeitskräfte gefährdet inländische 
Arbeitsplätze, wirkt aber im Prinzip wie 
kostensparender technischer Fortschritt, 
erhöht damit die Kaufkraft der Inländer 
und wirkt wohlfahrtssteigernd. Doch be-
liebt waren sie nicht – die Iren in New 
York. 

Wenn moderne Computertechnologien 
die Produkterstellung unabhängig vom 
Standort möglich machen, dann geraten 

Druck, die bisher keine Konkurrenz aus 
dem Ausland befürchten mussten. Die 
Produktivität steigt, weil sich Unterneh-
men gezwungen sehen, Kosten zu spa-
ren, um konkurrenzfähig zu bleiben. 
Kosteneinsparung heißt in aller Regel, 
mit weniger Arbeitskräften auszukom-
men. Die Menschen spüren zwar, dass 
das Warenangebot und das Realeinkom-
men steigen, weil sie nun mehr für ihr 
Geld bekommen, aber sie fürchten auch 

um ihren Arbeitsplatz. Sie sehen, dass Fir-
men um sie herum dicht gemacht wer-
den. Dass an anderer Stelle neue Arbeits-
plätze entstehen, sehen sie nicht oder 
glauben es nicht. Dies erklärt teil weise 
den erbitterten Widerstand gegen Frei-
handelsabkommen wie das „Transatlan-
tische Handels- und Investitionsabkom-
men“ (TTIP).3)

Stärkung der  
eigenen Wettbewerbsfähigkeit

Da bei Globalisierung und Wettbewerbs-
freiheit der Konkurrenzdruck zunimmt, 
müssen Staaten vermeiden, dass der Pro-
duktivitätsfortschritt zulasten der eige-
nen Volkswirtschaft geht. Eine Politik des 
Schutzes bedrohter Sektoren, auch wenn 
er zeitlich befristet und degressiv gestaf-
felt angelegt ist, führt dagegen in aller 
Regel zu Erhaltungssubventionen und wirkt 
damit wohlfahrtsmindernd. Die Politik  
im Rahmen der sozialen Marktwirtschaft 
muss auf die Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit der nationalen Volkswirtschaft 
gerichtet sein. 

Eine gute Ordnungspolitik ist entschei-
dend für die Sicherung der sozialen 
Marktwirtschaft im Zuge der Globali-
sierung. Bei Intensivierung des Wett-
bewerbs ist gerade bei etablierten In-
dustriewirtschaften ein hohes Maß an 
Flexibilität erforderlich, um auf die ge-
wachsenen Herausforderungen ange-
messen und rasch reagieren zu können. 

Was ist zu tun? Deutschland hat nur ei-
nen weltwirtschaftlich wesentlichen Roh-
stoff: die Fähigkeiten und Fertigkeiten 
nachkommender Generationen. Über Ka-
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-
erwerbsplätze geschaffen werden, damit 

über der nachkommenden Generation 
und  ihrem sozialen Auftrag gerecht wird. 
Eine Aufklärung der Bürger über die Kos-
ten des Sozialsystems ist eine wesentliche 
Voraussetzung, dass sie selbst an einem 
schonenden Umgang mit dem System, 
das die sozialen Leistungen generiert, in-
teressiert sind. 

Wer die Regierungsarbeit der Großen 
Koalition daraufhin prüft, ob sie sich an 
diesen Kriterien orientiert, stellt fest, 
dass sie eher danach sucht, wo sozialpoli-
tisch noch etwas getan werden könnte 
oder müsste. Sie hat sich kaum bemüht, 

-

sein zu können. Was sich jetzt unter dem 
Titel „soziale Marktwirtschaft“ präsen-
tiert, hat sich erheblich von der Konzep-
tion entfernt, die sich Ludwig Erhard und 
seine wissenschaftlichen Freunde – Franz 
Böhm, Walter Eucken, Alfred Müller-
Armack, Wilhelm Röpke und Alexander 
Rüstow – vorgestellt und zunächst auch 
realisiert haben.4)

Intellektuelles Potenzial fordern 

Um unsere soziale Marktwirtschaft zu-
kunftsfest zu machen, muss die Politik 
zwei Herausforderungen meistern: die 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Volkswirt-
schaft zu bewahren und zu stärken sowie 
unser Sozialsystem so umzubauen, dass 
es gegen Ausbeutung und Überforde-
rung gewappnet ist. Ein Land, das nur 
über eine konkurrenzfähige Ressource 
verfügt – die Menschen in unserem Land 

-
steht sich von selbst und muss nicht 
 eigens begründet werden. Zu bezweifeln 
ist jedoch, ob die Politik entsprechend 
handelt. 

Unser duales Ausbildungssystem ist ein 
belastbares Fundament, um das uns die 
ganze Welt beneidet und das nur hie und 
da nachgebessert werden muss. Falsch 
wäre es dagegen, Ratschlägen interna-
tionaler Organisationen zu folgen und 
immer mehr Ausbildungsgänge zu aka-

demisieren. Als Hochschullehrer kann 
man die Erfahrung machen, dass viele 
Schulabgänger aus Prestigegründen das 
Hochschulstudium dem dualen Ausbil-
dungsgang vorziehen, ohne dafür geeig-
net oder ausgebildet zu sein. Oft drän-
gen Politiker die Universitäten dazu, die 
Durchfallquoten zu senken, um zu ka-
schieren, dass das an den weiterführen-
den Schulen geforderte Niveau nicht aus-
reichend ist, um Hochschulansprüchen zu 
genügen. Leider gehen Hochschullehrer 
oft den bequemen Weg, ihrerseits das 

die Durchfallquoten zu senken. Sie wol-
len nicht länger ein Stein des Anstoßes 
sein. Institutionen und Lehrpersonal für 
eine gute Ausbildung sind da. Warum 
also zögern, das intellektuelle Potenzial 
unserer Jugend zu fordern und damit zu 
fördern?

Darüber hinaus darf die Kapitalbildung 
nicht behindert werden. Auch diese Be-
dingung ist nicht schwer zu erfüllen. Ein 
Beispiel zeigt das. Wir vergleichen zwei 
Länder mit zwei Betrieben, die von einer 
identischen Basis starten. Der Inhaber des 
Betriebes A macht erhebliche Gewinn-
entnahmen, um den Gegenwartskonsum 
seiner Familie auf einem hohen Niveau 
zu halten. Der Inhaber von Betrieb B ent-
nimmt nur das Nötigste und investiert 
den verbleibenden Erlös in die Produk-
tivität der Firma. Sein Betriebskapital 
wächst und damit auch die Zahl der 
 Beschäftigten, während Betrieb A not-
leidend wird. 

Dieses Beispiel können wir auf zwei 
Volkswirtschaften übertragen; die Ge-
winnentnahmen können wir mit Steuern 
und Sozialabgaben vergleichen. Erhöhen 
wir die steuerliche und soziale Belastung, 
so wird die Kapitalbildung geschwächt 
und auch die internationale Konkurrenz-
fähigkeit. Damit entgeht der Politik auch 
die Möglichkeit, dass Unternehmer Ar-
beitsplätze schaffen, aus denen soziale 

der um die betriebliche Kapitalbildung 
besorgt ist, handelt nicht weniger sozial 
als ein solcher, der nach sozialen Lücken 
sucht – ganz im Gegenteil: Ein Staat,  
der die Kapitalbildung fördert, hebt die 
volkswirtschaftliche Ertragskraft und stei-

gert damit die Fähigkeit, zukünftig sozia-

Umbau des Sozialsystems 

Unser Staat muss das Sozialsystem so um-
steuern, dass es auch in Zukunft solide 
genug ist, um Solidarität üben zu kön-
nen. Manche Politiker sind geneigt, das 
soziale Füllhorn auszuschütten, um sich 
bei den Wählern beliebt zu machen. Um 
nicht den Unwillen derjenigen zu provo-
zieren, die für das Aufkommen sorgen 
müssen, weichen sie in die Verschuldung 
aus. Die daraus resultierenden Belastun-
gen fallen erst später an. Genieße jetzt 
und zahle später, so könnte das Motto 
lauten. 

Doch das ist nur die halbe Wahrheit: Der 
Politiker, der wiedergewählt worden ist, 
haftet überhaupt nicht und die aktuellen 
Nutznießer zahlen nur teilweise, wenn 
überhaupt. Stattdessen muss die ins Be-
rufsleben hineinwachsende Generation 
die Lasten übernehmen.5) Das Sozial-
system muss zunächst vor den Politikern 
selbst geschützt werden. Unser Sozial-
system hat eine immanente Tendenz zur 
Ausweitung des Sozialbudgets – ge-
wissermaßen eine „built-in dynamics“.

Eine zweite „built-in dynamics“ ist die 
Konstruktion des Sozialsystems selbst. 
Hiermit hat sich insbesondere Philipp 
Herder-Dorneich beschäftigt.6) Er spricht 
von der Rationalitätenfalle unseres Sozi-
alsystems. Es neige zu ständiger Ausdeh-
nung, weil sich die Menschen rational 
verhielten, individuell ihren Nutzen 
mehrten und ihre Kosten senkten. Was 
sich in einer Volkswirtschaft vorteilhaft 
auswirke, lasse das Sozialsysteme auf 
Dauer zusammenbrechen. 

Falsche Anreize durch 
Vergemeinschaftung der Kosten

Ein anschauliches Beispiel sagt mehr als 
eine abstrakte Begründung. Ein verstor-
bener Kollege, Alfred Eugen Ott, hat die 
Rationalitätenfalle und die verhängnis-
vollen Konsequenzen individuell ratio-
nalen Verhaltens im Rahmen seines Semi-
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nars buchstäblich vor Augen geführt. Zu 
Anfang des Semesters lud er die Teil-
nehmer seines Seminars zu einem Er-
öffnungsabend ein. Großzügig wie er 
war, übernahm er die Getränke, das Es-
sen musste jeder selbst bezahlen. Dann 
prüfte jeder genau, was von der Speise-
karte mit seinem Portemonnaie verein-
bar war. Bei Semesterschluss lud er wie-
der seine Seminaristen ein, änderte aber 
die Spielregeln. Er übernahm wieder die 
Kosten für die Getränke, die Kosten für 
das Essen sollten hingegen auf alle um-
gelegt werden. Jetzt prüfte der einzelne 
nicht, was mit seinem Portemonnaie ver-
einbar war, sondern was er sich jetzt 
 leisten wollte. Sich zurückzuhalten wäre 
nicht rational gewesen, weil er dann für 
die anderen gespart hätte. Und so haben 
sich dann diese Seminaristen in ihren 
Ausgabewünschen noch gegenseitig be-
feuert. Auch die Kosten in einem Sozial-
system steigen, wenn nicht der einzelne, 
sondern die Versichertengemeinschaft 
für die Kosten aufkommt. 

Wir greifen die Kraftfahrzeug-Versiche-
rung heraus. Derzeit richten sich die Bei-
träge am individuellen Risiko aus. Anfän-
ger zahlen höhere Risikoprämien ebenso 

Umsichtige Autofahrer werden mit Bei-
tragssenkungen belohnt. Das geht so-
weit, dass Versicherte oft selbst die Schä-
den für einen Unfall übernehmen, um 
nicht den Freibetrag zu verlieren. Stellen 
wir uns vor, dass wir wie Professor Ott die 
Spielregeln ändern: Nicht mehr der Ein-
zelne kommt für seine Unfallschäden 
auf, sondern die Versichertengemein-
schaft. Die Beiträge würden in die Höhe 
schießen, wenn fahrlässiges Fahren nicht 
mehr sanktioniert wurde. Es würde gera-
dezu pervers: Es lohnte sich, Unfälle zu 
provozieren, weil der Unfallverursacher 
nicht belangt würde und der Geschädig-
te wegen einer Schramme sein gesamtes 
Auto lackieren lassen könnte. Es gibt 
kaum eine Werkstatt, die darauf nicht 
einginge. Das hat jeder Autofahrer schon 
erleben können. 

Nehmen wir einen anderen Fall, dieses 
Mal aus dem Arbeitsleben. Helmut Kohl 
hat als Regierungschef versucht, die bei 
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 

entstehenden Kosten durch eine System-
änderung zu senken. Der Versuch ist ge-
scheitert, weil er als unsozial gebrand-
markt wurde. Dabei fällt jedem auf, der 
die Tabelle der Krankheitsmeldungen 

-
stimmten Tagen mit Krankheit wenig zu 
tun haben. Das muss nicht näher be-
leuchtet werden. Werner von Siemens 
hatte in seiner Firma ein System einge-
führt, das diejenigen belohnte, die keine 
krankheitsbedingten Fehlzeiten aufwie-
sen.7) 

So war jeder interessiert, alles zu vermei-
den, was krank machen könnte. Individu-
ell verantwortliches Verhalten wurde be-
lohnt. Natürlich lässt sich auch hier 
sagen, das sei unsozial, da Krankheiten 
sich oft nicht vermieden ließen. Aber 
 Siemens hat niemanden geschädigt, son-
dern diejenigen belohnt, die keinen 
 Arbeitstag versäumt hatten. Ähnlich ist 
es ja auch in der Kfz-Versicherung, wo 
diejenigen belohnt werden, die keinen 
Unfall bauen. Manche Politiker und Ge-
werkschafter werden auch diesmal sagen, 
dass es für einzelne Betroffene unge-
recht sei. Sie lassen lieber das Sozial-
system gegen die Wand fahren, als eine 
vermeintliche soziale Ungerechtigkeit zu 
dulden.

Ausbrechen aus der  
sozialen Unmündigkeit

Was Immanuel Kant vor gut 200 Jahren 
über die Aufklärung und die Furcht der 
Menschen schrieb, sich selbst in die geis-
tige Unabhängigkeit zu entlassen, gilt 
auch heute noch. Doch geht es inzwi-
schen nicht mehr um die Loslösung aus 
dem Schoß der Kirche und von monarchi-
scher Herrschaft, sondern um die Befrei-
ung aus der Obhut des demokratischen 
Staates, der uns umarmt, erdrückt und 
unwissend hält. Das geschieht in der gu-
ten Absicht, uns Bürger umfassend gegen 
die Gefahren in der Welt zu schützen. 
Und so geraten wir in die soziale Abhän-
gigkeit. 

Sie ist inzwischen dermaßen gewachsen 
und die Steuern und Sozialabgaben der 
Beschäftigen sind entsprechend gestie-

gen, dass ein Erwerbstätiger drei Stun-
den arbeiten muss, um ein Produkt zu 
kaufen, für dessen Herstellung er selber 
bloß eine Stunde gebraucht hat. Das hat 
uns der unvergessene Tyll Necker vorge-
rechnet, und es ist seither nicht besser 
geworden. Ein Teil der Abgaben wird in 
Form von Sachleistungen, insbesondere 
in der medizinischen Versorgung, an die 

Prof. (em.) Dr. Dr. h.c.  
Joachim Starbatty

Emeritus, Eberhard Karls Universität Tübingen

Bei Globalisierung und Wettbewerbsfreiheit 
nimmt der Konkurrenzdruck zu. Produktivitäts-
fortschritte sind die Folge. Unsere Regierung 
muss darauf achten, dass nicht Konkurse in 
unserem Land dazu beitragen, sondern unsere 
erhöhte Wettbewerbsfähigkeit. Investitionen in 
Ausbildung und Förderung der Kapitalbildung 
gehören dazu. Auch muss unsere Regierung 
das Sozialsystem umsteuern, um die Quellen 
für soziale Leistungen nicht zu überfordern. Es 
werden in diesem Beitrag unkonventionelle 
Vorschläge gemacht, wie die Quellen für Sozi-
alleistungen langfristig ergiebig bleiben. Sie 
laufen im Prinzip darauf hinaus, dass die Versi-
cherten nicht in erster Linie überlegen, wie sie 
das System ausschöpfen, sondern wie sie von 
sich aus sparsam mit diesen Quellen umgehen. 
Dazu gehört, die Bürger über die Kosten des 
Sozialsystems aufzuklären, damit sie sich aus 
der sozialen Unmündigkeit befreien können. 
Das wird nicht rasch gehen, aber beginnen 
muss man. Sonst läuft unserer alternden Ge-
sellschaft die Zeit davon. Bestehen Chancen, 
dass unsere Politiker diese Aufgabe anpacken? 
Derzeit noch nicht. Sie sind vorrangig damit be-
schäftigt, die Eurozone mittels Transfers zu-
sammenzuhalten. (Red.)
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Versicherten zurückgegeben. Der einzel-
ne Bürger erfährt gar nicht mehr, wie das 
System funktioniert und wie teuer es in 
Wirklichkeit ist. 

Vor 200 Jahren war in der gewerblichen 
Wirtschaft das Deputatsystem üblich: Ein 
Teil des Lohnes wurde in Sachleistungen 
ausgezahlt, auch damit am Wochenende 
nicht der ganze Lohn verjubelt werden 
konnte. Dieses System wurde abge-
schafft, weil es nicht in eine Gesellschaft 
mündiger Staatsbürger passte. Dass die 
Staatsbürger heute über einen weit klei-
neren Teil ihrer Einkommen verfügen 
können als seinerzeit, gilt dagegen nicht 
als anstößig, weil ihnen der Staat das 
Geld wegnimmt. Aber Unmündigkeit 
bleibt Unmündigkeit, egal wer dafür ver-
antwortlich ist. 

Notwendige Aufklärungsarbeit

Die Aufklärung über gesamtwirtschaft-
liche Zusammenhänge hat letztlich das 
Ziel, die Bürger zu selbstständigem Den-
ken auch in sozialen Verhältnissen zu be-
fähigen und ihnen Mut zu machen, den 
Weg in die Freiheit zu wagen und die 
„komfortable Stallfütterung“ (Wilhelm 
Röpke) zurückzuweisen. Beginnen müs-
sen wir mit der Aufklärung über wirt-
schaftliche Zusammenhänge an den 
Schulen. Das Ziel muss nicht ehrgeizig 
sein. Wenn die Schüler verstanden ha-
ben, dass jede soziale Leistung über Ver-

wenn sie wissen, dass Löhne sowohl 
Kaufkraft als auch Kosten sind, dass der 
Arbeitsmarkt ein Markt ist, auf dem 
 Leistungsströme getauscht werden, dass 
 Gewinne Investitionen ermöglichen und 
damit Arbeitsplätze schaffen, wenn sie 
das verstanden haben, dann lassen sie 
sich nicht mehr einlullen und für dumm 
verkaufen. Diese Aufklärung braucht 
 natürlich Zeit, um erste Wirkungen zu 
zeitigen. 

Ein anderer entscheidender Schritt ließe 
sich dagegen rasch machen, wenn die 
politisch Verantwortlichen nur wollten: 
Unternehmen zahlen den vollen Lohn 
einschließlich der Arbeitgeberanteile – 
die bloß so heißen, damit die Erwerbs-

tätigen nicht merken, dass sie selbst diese 
Beiträge aufbringen – an ihre Mitarbeiter 
aus, und diese entrichten selbst ihre Steu-
ern an den Staat und ihre Beiträge an die 
verschiedenen Sozialversicherungsträger. 
So sehen sie, wofür ihre Beiträge jeweils 
verwendet werden. 

Wenn die Bürger wissen, wie kostspielig 
das derzeitige System ist, dann beginnen 
sie, über Alternativen nachzudenken. So 
würde die Fantasie der Bürger nicht dazu 
verleitet, möglichst viel für sich auf Kos-
ten anderer herauszuholen und damit  
die Versicherungen in den Ruin zu trei-
ben. Ihre Fantasie würde dahin gelenkt, 
möglichst schonend mit den Einlagen um-
zugehen. So ließen sich Sozialversicherun-
gen mit Formen der Altersvorsorge und 
der Vermögensbildung koppeln. Die sozi-
ale Absicherung von Menschen, die nicht 
die notwendigen Versicherungsbeiträge 
aufbringen könnten, würde nach dem 
Subsidiaritätsprinzip geregelt. 

Von der Unmündigkeit  
zur Freiheit

Freilich werden die Politiker nicht freiwil-
lig die Kosten des Sozialstaates auswei-

-
ren, wenn nicht sie, sondern die Bürger 
selbst entscheiden, wie die von ihnen 
aufgebrachten Beiträge verwendet wer-
den sollen. Die verloren gegangene Frei-
heit müssen die Bürger sich aber selbst 
zurückholen. Ein erster Schritt dazu 
wäre, dass sie dazu selbst bereit wären. 
Wenn dieses Thema die Lufthoheit über 
den Stammtischen eroberte, dann könn-
ten die Bürger ihre Abgeordneten in den 
Parlamenten damit konfrontieren. Wenn 
diese die Ernst haftigkeit ihrer Bürger 
spüren, werden sie das Anliegen in die 
maßgeblichen Gremien bringen. Kommt 
es erst einmal so weit, dann nimmt sich 
auch eine der politischen Parteien dieses 
Themas an.

Der Sprung aus der Unmündigkeit in die 
Freiheit fordert natürlich auch persön-
liche Verantwortung. Mündig sind jene 
Bürger, die für sich selbst die Verantwor-
tung tragen. Unmündig sind solche, die 
ihr Leben nicht ohne Vormund bewälti-

gen können. Diese Vormünder warnen 
ihre Schutzbefohlenen vor den Risiken 
eines eigenverantwortlichen Lebens. 
Aber auch das ist nicht neu. Immanuel 
Kant wusste schon, „dass der bei weitem 
größte Teil der Menschheit den Schritt 
zur Mündigkeit, außerdem dass er be-
schwerlich ist, auch für sich selbst gefähr-
lich halten. Dafür sorgen schon jene Vor-
münder, die die Oberaufsicht über sie 
gütigst auf sich genommen haben. Nach-
dem sie ihr Hausvieh zuerst dumm ge-
macht haben und sorgfältig verhüteten, 
dass diese ruhigen Geschöpfe ja keinen 
Schritt außer dem Gängelwagen, darin 
sie sie einsperrten, wagen durften: so zei-
gen sie ihn nachher die Gefahr, die ihnen 
drohet, wenn sie es wagen.“8)

Fußnoten
1) David Ricardo zeigt uns anhand seines Modells 
der komparativen Kostenvorteile, das bei freiem 
Handel alle Länder Wohlfahrtsgewinne erzielen, 
wenn sie sich auf die Produkte konzentrieren, die 
sie vergleichsweise kostengünstig herstellen kön-
nen. (On the Principles of Political Economy, and 
 Taxation, London 1817, S.146 ff.)
2) Dass sich bei Globalisierung und möglicher Ab-
wanderung von Arbeit und Kapital die Machtver-
hältnisse umkehren, konnte bei Öffnung der Gren-
zen im Machtbereich des „Warschauer Pakts“ beob-
achtet und erfahren werden. Die Öffnung führte 
zum Umsturz der herrschenden Systeme, wenn-
gleich alte politische Seilschaften das zu verhindern 
trachteten, teilweise auch erfolgreich.
3) Es war schon erstaunlich, welche Protestmärsche 
und Demonstrationen die Freihandelsgegner mobi-
lisieren konnten. Interessanterweise haben nicht 
Ökonomen protestiert, sondern Lehrer und Pfarrer.
4) Ludwig Erhard hat frühzeitig gewarnt: „Der 
Sozial fürsorge ist auch nicht gedient, durch immer 
höhere Steuerbelastungen die Produktivität zu 
schmälern oder durch fragwürdiges Finanzgebaren 
die Volkswirtschaft immer starker zu verschulden. 
Auch diese Schulden müssen zurückgezahlt wer-
den.“ (Rede als Alterspräsident des Deutschen Bun-
destages, 14. Dezember 1976)
5) Es wird die meisten linken Politiker und Gewerk-
schafter überraschen, dass Karl Marx auf die unso-
zialen Folgen der Verschuldung hingewiesen hat: 
„Die Anleihen befähigen die Regierung, außeror-
dentliche Ausgaben zu bestreiten, ohne dass der 
Steuerzahler es sofort fühlt, aber sie erfordern doch 
für die Folge erhöhte Steuern.“ Er hält weiter fest: 
„Die moderne Fiskalität, deren Drehungsachse die 
Steuern auf die notwendigsten Lebensmittel, also 
deren Verteuerung, bilden, trägt daher in sich selbst 
den Keim automatischer Progression. Die Überbe-
steuerung ist nicht ein Zwischenfall, sondern viel-
mehr Prinzip. In Holland, wo dieses System zuerst 
inauguriert wurde, hat allein der große Patriot 
 David de Witt es in seinen Maximen gefeiert als das 

 
(Das Kapital, Erster Band, in: Marx/Engels, Werke, 
Band. 23, Berlin 1977, S. 784)
6) Philipp Herder-Dorneich, Der Sozialstaat in der 
Rationalitätenfalle. Grundfragen der sozialen Steue-
rung, Stuttgart 1982
7) Werner von Siemens, Lebenserinnerungen (1889), 
Finanzbuchverlag, München 2017, S. 286 ff.
8) Immanuel Kant, Beantwortung der Frage: Was ist 
Aufklärung? Berlinische Monatsschrift, Bd. 4 (1784), 
S. 481 ff.
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